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Zusammenfassung 

Der Gas- und Elektrizitätssektor der Vertragsparteien der Energiegemeinschaft auf dem 
westlichen Balkan (Western Balkan contracting parties of the Energy Community) zeichnet 
sich durch eine Infrastruktur aus, die großteils veraltet ist, ungenügend instandgehalten 
wird und zusätzlich durch die Kriege der 1990er-Jahre schwer beschädigt wurde. Die Effi-
zienz beider Sektoren ist niedrig, das Risiko technischer Ausfälle beträchtlich. Der heimi-
sche Gasmarkt ist im Allgemeinen unterentwickelt, Albanien, Montenegro und Kosovo 
(unter UN-Verwaltung) sind nicht an die Gasversorgung angebunden. Erdgas ist im 
Durchschnitt eine weit weniger wichtige Energiequelle als etwa Kohle (vor allem Braunkoh-
le) und Erdöl. Trotzdem sind die Westbalkanländer stark von Erdgasimporten aus Ländern 
außerhalb der Region abhängig, speziell von Russland; diese Abhängigkeit wird ange-
sichts des vorausgesagten Rückgangs der lokalen Erdgasproduktion in Zukunft noch zu-
nehmen. Was die Stromerzeugung betrifft, so sind in vier Ländern der Region – Serbien, 
Bosnien und Herzegowina, die ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien und Koso-
vo (unter UN-Verwaltung) – mit Braunkohle beheizte Wärmekraftwerke die Hauptquelle für 
Elektrizität; im Unterschied dazu wird in Kroatien, Montenegro und Albanien Strom haupt-
sächlich aus Wasserkraft gewonnen. Keines der untersuchten Länder betreibt ein Kern-
kraftwerk; die künftige Entwicklung des Kohlesektors wiederum wird voraussichtlich durch 
EU-Emissionsziele beschränkt werden. Die hohen Verluste bei der Umwandlung, Übertra-
gung und Verteilung schlagen sich in geringer Zuverlässigkeit der Stromversorgung und 
fallweisen Engpässen nieder, in erster Linie in Albanien. Die lokalen Elektrizitätsmärkte 
sind im Allgemeinen von einem einzigen Stromerzeuger (meist in Staatsbesitz) dominiert, 
der zu niedrig gehaltenen regulierten Tarifen liefert, die charakteristischerweise nicht zur 
Kostendeckung neuer Investitionen ausreichen.  
 
Die Energiegemeinschaft, deren Vertrag am 1. Juli 2006 in Kraft trat, dient als Instrument 
zur Schaffung eines integrierten Energiemarktes für die EU auf der einen und die Ver-
tragsparteien, sieben Staaten und Hoheitsgebiete auf dem westlichen Balkan, auf der an-
deren Seite. Die Energiegemeinschaft hat das Ziel, die Vertragsparteien in die EU-
Energiemärkte einzubinden, indem Letztere den Acquis communautaire bezüglich netzge-
bundener Energie umsetzen, der Gesetzgebungen des zweiten Pakets zum EU-
Energiebinnenmarkt (EU Second Internal Energy Market Package) enthält. Dies zieht die 
Entflechtung der früheren vertikal integrierten Versorgungsunternehmen nach sich, um 
Infrastruktur und Serviceleistungen zu trennen, die Schaffung eines diskriminierungsfreien 
Zuganges zu Netzen für alle Energieproduzenten, die Einrichtung einer Regulierungsbe-
hörde und die schrittweise Öffnung der Märkte; all diese Schritte werden derzeit umgesetzt 
oder wurden von den Vertragsparteien bereits unternommen. Der Gas- und Strommarkt 
wurde für alle Nichthaushaltskunden am 1. Jänner 2008 geöffnet, die Öffnung für alle Kun-
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den wird am 1. Jänner 2015 stattfinden (mit Ausnahme Kroatiens, wo dieser Schritt bereits 
am 1. Juli 2008 erfolgte). Ganz allgemein ist Kroatien – aufgrund seines nahenden 
EU-Beitritts – in der Umsetzung des Acquis bei weitem fortgeschrittener als die übrigen 
Vertragsparteien; generell ist der Fortschritt im Elektrizitätssektor größer als jener im Gas-
sektor.  
 
Die bislang vorliegenden Beschäftigungszahlen sowie die Ergebnisse der Interviews mit 
Firmen und Gewerkschaften im Gas- und Elektrizitätssektor deuten auf nur geringfügige 
Jobverluste – vor allem in der Produktion und der Verteilung – seit 2004 hin. Der Anteil 
weiblicher Beschäftigter fiel im Elektrizitätssektor, stieg hingegen im Gassektor: Männer 
waren vom Stellenabbau also stärker betroffen.  
 
Mit Ausnahme Kroatiens zeigen alle Vertragsparteien auf dem Westbalkan einen Rück-
gang des Anteils der höchsten Altersgruppe an der Beschäftigung im Elektrizitätssektor, 
während die Beschäftigung im Gassektor – mit einem schrumpfenden Anteil der jüngsten 
und einem steigenden Anteil der ältesten Altersgruppe – dem EU-Muster ähnelt.  
 
Die Verteilung der Beschäftigten im Elektrizitätssektor nach Qualifikationen hat sich in den 
letzten Jahren nur geringfügig geändert. Etwas mehr als die Hälfte der Beschäftigten hat 
Sekundärbildung; dies ist bedeutend weniger als in den neuen EU-Mitgliedstaaten, wo 
dieser Anteil bei rund zwei Dritteln liegt. Der Anteil der Beschäftigten mit höchstem Bil-
dungsniveau ist leicht gestiegen (in absoluten Zahlen jedoch gesunken). Im Gegensatz 
dazu kam es im Gassektor zu einer deutlichen Aufwärtsverschiebung in Richtung hoch-
qualifizierter Beschäftigter, während der Anteil jener mit Sekundärbildung deutlich fiel. Der 
Anteil der weniger qualifizierten Beschäftigten verzeichnete einen Rückgang, was bedeu-
tet, dass die Jobverluste vor allem auf Kosten der gering qualifizierten Arbeitskräfte gingen. 
 
Die Löhne im Energiesektor sind tendenziell höher als die Durchschnittslöhne, ähnlich wie 
in anderen europäischen Ländern. In Bosnien und Herzegowina, Serbien und der ehema-
ligen jugoslawischen Republik Mazedonien übersteigen die Löhne im Energiesektor den 
nationalen Durchschnitt um 40 Prozent, in Montenegro um rund 30 Prozent. Nur in Kroa-
tien ist der Unterschied zwischen Durchschnittslöhnen und Löhnen im Energiesektor deut-
lich geringer als in den restlichen Vertragsparteien des westlichen Balkans.  
 
Daten aus den nationalen statistischen Quellen zeigen einen nur schwachen Rückgang 
der Beschäftigung im Gas- und Elektrizitätssektor, was auf einen niedrigen Umstrukturie-
rungsgrad hindeutet. Dies steht im Gegensatz zu den Umfragen unter Firmen und Ge-
werkschaften, nach denen im Elektrizitätssektor ein großer Teil der Beschäftigungsum-
strukturierung in den meisten Westbalkanländern bereits stattgefunden hat, in Kroatien 
und Serbien halb abgeschlossen ist und nur in Montenegro noch bevorsteht. Im Gassektor 
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jedoch ist laut den Umfragen ein substantieller Umstrukturierungsprozess bisher nur in 
Kroatien erfolgt. Im Allgemeinen gehen sowohl Firmen- als auch Gewerkschaftsvertreter 
davon aus, dass es in Zukunft nur mäßige Arbeitsplatzkürzungen geben wird. Mehr als die 
Hälfte der Arbeitnehmervertreter glaubt, dass weibliche Beschäftigte nicht unter dem Stel-
lenabbau leiden werden, während der Rest erwartet, dass gerade Frauen am stärksten 
betroffen sein werden. Ältere Arbeitnehmer könnten nach Ansicht von zwei Dritteln der 
Befragten (stark) von Stellenkürzungen infolge der Umstrukturierung bedroht sein.  
 
Die überwältigende Mehrheit der Befragten erwartet, dass als Folge der Marktliberalisie-
rung neue Qualifikationen erforderlich sein werden, im Speziellen technische Qualifikatio-
nen, weiters solche im Bereich Finanzen und rechtliche Aspekte sowie Marketing und Ver-
kauf. Im Allgemeinen wird von einer Verschiebung in Richtung hochqualifizierter Arbeits-
kräfte ausgegangen.  
 
In allen Vertragsparteien auf dem westlichen Balkan mit Ausnahme Albaniens und des 
Kosovo (unter UN-Verwaltung) sind zwischen 90 und 100 Prozent der Beschäftigten Mit-
glieder einer Gewerkschaft, und zwar sowohl im Gas- als auch im Elektrizitätssektor. Für 
fast alle Beschäftigten gelten Kollektivverträge, die aufgrund des Fehlens von Arbeitgeber-
verbänden auf Unternehmensebene abgeschlossen werden.  
 
Die Arbeitseffizienz in den Westbalkanländern ist sehr niedrig, sogar im Vergleich mit je-
nen neuen EU-Mitgliedstaaten, die ähnliche Produktionstechnologien verwenden. Im 
Durchschnitt müssten die Gas- und Elektrizitätsunternehmen des Westbalkans die Zahl 
der Beschäftigten um fast die Hälfte reduzieren, um dasselbe Niveau an Effizienz zu errei-
chen wie die Firmen in den neuen Mitgliedsländern. Diese Zahl muss allerdings als oberes 
Limit gesehen werden: es war nicht möglich, auf die spezifische Struktur der jeweiligen 
Sektoren detailliert Rücksicht zu nehmen in Hinsicht auf Produktionsquellen. Nichtsdesto-
weniger zeigt die Analyse, dass die Elektrizitäts- und Gassektoren der Westbalkanländer 
zu den am wenigsten effizienten in Europa gehören und dass künftige Liberalisierung im 
Zuge des EU-Beitrittsprozesses zusätzlichen Druck auf die lokalen Arbeitsmärkte ausüben 
wird, wenn auch manche der verlorengegangenen Arbeitsplätze in anderen Sektoren neu 
entstehen werden als Folge von Auslagerungen.  
 
Die Umstrukturierung im Energiesektor der Vertragsparteien auf dem Westbalkan wird 
voraussichtlich nicht nur quantitative Effekte in Hinsicht auf das Beschäftigungsniveau ha-
ben, sondern auch Auswirkungen auf die qualitativen Aspekte der Arbeit. Eine Analyse der 
Effekte der Liberalisierung seit 2005 zeigt einen Anstieg im arbeitsbedingten Stressniveau, 
aber keine klaren Auswirkungen auf andere qualitative Aspekte, wie z.B. berufsbedingte 
Erkrankungen. In rund einem Drittel der Fälle wird von einer Verringerung von arbeitsbe-
dingten Unfällen im genannten Zeitraum berichtet. Ungefähr die Hälfte aller Unternehmen 
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und auch der Gewerkschaftsvertreter, die für die wiiw-Studie interviewt wurden, berichten 
eine Verbesserung der Mitarbeiterzufriedenheit im Vergleich zum Jahr 2005. Ein Grund für 
dieses Ergebnis könnte allerdings die Tatsache sein, dass es in einigen der Westbalkan-
länder bis jetzt nicht zu den befürchteten Arbeitsplatzkürzungen gekommen ist. Ein Instru-
ment, um mit den sozialen Folgen der Umstrukturierung umzugehen, sind die sozialen 
Aktionspläne (Social Action Plans, SAPs), die von den Westbalkan-Vertragsparteien ge-
meinsam mit den Sozialpartnern und Interessenvertretern entworfen wurden. Diese SAP 
sollen als „Roadmap“ für die Koordinierung und Förderung eines sozialen Dialogs, von 
Trainings- und unterstützenden Maßnahmen für Beschäftigte, die von Umstrukturierungen 
betroffen sind, und zu einer Verbesserung der Arbeitsbedingungen dienen. Allerdings 
beinhalten viele SAP eher allgemeine Ziele anstelle detaillierter Maßnahmen, die mit ei-
nem konkreten Zeitplan verbunden wären. Mindestens zwei Drittel der für die wiiw-Studie 
befragten Gewerkschaften berichteten, dass sie aktiv an der Gestaltung der SAP beteiligt 
waren. Sie erwarten, dass der Prozess der Umsetzung schließlich in eine Verbesserung 
von Unternehmensmaßnahmen bezüglich Age-Management (z.B. Vorruhestandsregelun-
gen), Gesundheits-, Sicherheits- und Umschulungsmaßnahmen sowie Gleichstellungs-
maßnahmen zur Förderung von Frauen mündet. 
 
Die Umstrukturierung auf Unternehmensebene beinhaltet die rechtliche Entflechtung der 
früheren vertikal integrierten Versorgungsunternehmen in den Westbalkan-
Vertragsparteien. Während der Prozess der rechtlichen Entflechtung im Elektrizitätssektor 
weit fortgeschritten ist, hinkt er im Gassektor hinterher (mit Ausnahme Kroatiens). Fusio-
nen und Übernahmen (zu denen es im Zuge der Liberalisierung in den europäischen Län-
dern kam) hatten in den Vertragsparteien in den letzten zehn Jahren ein überschaubares 
Ausmaß. Für die Zukunft sind einige Aktivitäten geplant, vor allem in den kommenden bei-
den Jahren und auf den Gassektor abgezielt. Was die Privatisierung betrifft, so gab es drei 
wichtige Privatisierungsfälle in der Region, einer davon im Jahr 2006, die anderen zwei im 
Jahr 2009. Diese Abschlüsse beinhalteten den Zufluss an ausländischem Kapital (Öster-
reichs EVN in der ehemaligen jugoslawischen Republik Mazedonien, Tschechiens CEZ in 
Albanien, Italiens A2A in Montenegro). Insgesamt arbeiten rund 85 Prozent der im Elektri-
zitätssektor Beschäftigten und 71 Prozent jener im Gassektor in Unternehmen, die sich 
mehrheitlich in Staatsbesitz befinden. Für die Zukunft erwartet rund ein Fünftel der Befrag-
ten weitere Privatisierungen, aber diese werden vermutlich erst längerfristig und verstärkt 
im Elektrizitätssektor auftreten. Hinsichtlich der Umstrukturierung auf Unternehmensebene 
sind zwei Drittel der Firmen, die künftige Beschäftigungskürzungen erwarten, gut vorberei-
tet und haben über die Umstrukturierungspläne in ihren Firmen bereits entschieden bzw. 
diskutieren derzeit darüber. Gespräche mit Gewerkschaften waren in diesem Prozess eher 
selten.  
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Der Prozess der Umstrukturierung auf Unternehmensebene bringt auch Auslagerungen 
(Outsourcing) mit sich, zu denen es kommt, wenn eine bestimmte Aktivität nicht mehr in-
nerhalb der Firma geleistet wird und stattdessen von einer anderen Firma zugekauft wird. 
Auslagerungen sind ein wichtiger Faktor und werden dies künftig im Gas- und im Elektrizi-
tätssektor weiterhin bleiben, wenn sie auch bis jetzt im Gassektor von größerer Relevanz 
sind. Dies betrifft vor allem die Auslagerung von Randaktivitäten wie etwa Catering, Reini-
gung und IT-Diensten. In der Zukunft könnten der weiteren Auslagerung von gewissen 
Kernaktivitäten (Wartung von Vertriebsnetzen, Kundendienst usw.) in beiden Sektoren 
gewisse Grenzen gesetzt sein, während die Auslagerung von Randaktivitäten weiter an-
steigen kann. Die derzeitigen und künftigen Auswirkungen der Auslagerungen auf die Be-
schäftigung werden (mit nur wenigen Ausnahmen) sowohl von Unternehmen als auch von 
Gewerkschaften als relativ geringfügig eingestuft.  
 
 
 


